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97 ! Verordnung 


über Fremdenführungen im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 5. Juni 1936. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 9, 68, 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
Entgeltliche oder unentgeltliche Führungen in den Räumen von Danziger Sehenswürdigkeiten 
dürfen nur durch Perſonen vorgenommen werden, die einen von dem Landesverkehrsverband ausge⸗ 
ſtellten Ausweis erhalten haben. 
Der Senat kann in beſonderen Fällen Ausnahmen hiervon geſtatten. 
8 2 
Den Ausweis erhalten nur Perſonen, die ſich einem Fremdenführerkurſus des Landesverkehrsver⸗ 
bandes unterzogen und die erforderliche Abſchlußprüfung beſtanden haben. 
Ss 3 
Der Führer des Landesverkehrsverbandes im Gebiet der Freien Stadt Danzig iſt befugt, Aus⸗ 
führungs⸗ und Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung zu erlaſſen. : 
8 4 
Zuwiderhandlungen gegen § 1 dieſer Verordnung werden, ſoweit nicht nach anderen Geſetzen eine 
höhere Strafe verwirkt iſt, mit Gefängnis bis zu 4 Monaten und Geldſtrafe bis zu 600 G oder mit 
einer dieſer Strafen beſtraft. 
Zur Strafverfolgung iſt ein Strafantrag des Führers des Landesverkehrsverbandes im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig erforderlich. 
8 5 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 5. Juni 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Paul Batzer 


98 Verordnung 
betr. Genehmigungspflicht für Anzeigenwerbung. 
Vom 5. Juni 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 32, 65, 66 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Jeder Verleger bezw. Herausgeber von außerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig er 
ſcheinenden periodiſchen und anderen Druckſchriften, insbeſondere von Zeitungen, Zeitſchriften, A“ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 6. 1936.) 
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nahen, Kalendern, Werbebroſchüren uſw. hat, ſofern er in Danzig für dieſe Druckſchriften Anzeigen 
werben will, einen im Freiſtadtgebiet wohnhaften Vertreter namhaft zu machen, der allein befugt iſt, 
die Werbung für den betr. Verlag oder Herausgeber innerhalb des Gebietes der Freien Stadt 
Danzig durchzuführen. 

Desgleichen hat, wer außerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig Meſſen und Ausſtel⸗ 
lungen veranſtaltet, ſofern er in Danzig Ausſteller hierfür werben will, einen im Freiſtadtgebiet wohn⸗ 
haften Vertreter namhaft zu machen, der allein befugt iſt, die Werbung zum Beſchicken dieſer Ver⸗ 
anſtaltungen im Gebiet der Freien Stadt Danzig durchzuführen. 


8 2 
Der von dem Verleger bezw. Herausgeber oder dem Veranſtalter bezeichnete Vertreter bedarf 
für ſeine Tätigkeit einer Erlaubnis, die von der Erfüllung von Auflagen abhängig gemacht werden 
kann. 
8 
Zuſtändig für die Erteilung der Erlaubnis für das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig 
iſt der Polizei⸗Präſident in Danzig nach Anhörung des Senats, Abteilung Pro. Die Erlaubnis kann 
verſagt werden, wenn ein Bedürfnis nicht beſteht oder der Vertreter die erforderliche Zuverläſſigkeit 
nicht beſitzt. 
Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, ſobald Tatſachen bekannt werden, welche die Un⸗ 
zuverläſſigkeit des Vertreters dartun. 
Unzuverläſſigkeit im Sinne dieſer Beſtimmung liegt insbeſondere auch dann vor, wenn der Ver— 
treter den ihm von dem Polizei⸗Präſidenten gemachten Auflagen nicht nachkommt. 
8 4 
Die Erlaubnis kann auf Zeit und Widerruf erteilt werden. 
8 5 
Für die Ausſtellung einer Erlaubnis wird eine Ausſtellungsgebühr von 5,— Gulden erhoben. 
8 6 
Gegen die Verſagung der nachgeſuchten bezw. Rücknahme der erteilten Erlaubnis ſteht dem An⸗ 
tragſteller bezw. Betroffenen das Rechtsmittel der Beſchwerde an den Senat zu, das im letzteren 
Falle keine aufſchiebende Wirkung hat. Der Senat entſcheidet endgültig. 
8 7 
Der im Beſitz einer polizeilichen Erlaubnis befindliche Vertreter iſt verpflichtet, ſeine Unterver⸗ 
treter (Werber) dem Polizei⸗Präſidenten unter Angabe von Name, Vorname, Geburtsdatum und 
Wohnung namhaft zu machen. Der Polizei-Präſident kann bei nachgewieſener perſönlicher oder beruf⸗ 
licher Unzuverläſſigkeit die Entlaſſung des Untervertreters fordern. 
Jeder Untervertreter muß im Beſitz eines von dem Vertreter ausgeſtellten und von dem Po⸗ 
lizei-Präſidenten beglaubigten Ausweiſes ſein. 
8 8 
Wer den Vorſchriften dieſer Verordnung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtraſe bis zu 2000 Gulden 
oder Gefängnis bis zu 6 Monaten beſtraft. 
8 9 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 5. Juni 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Paul Batzer 


99 Verordnung 
über die Verwendung von Phosphorwaſſerſtoff zur Schädlingsbekämpfung. 
Vom 8. Juni 1936. 

Auf Grund der Verordnung über die Schädlingsbekämpfung mit hochgiftigen Stoffen vom 

29. Januar 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 165) wird hiermit verordnet: 
8 1 

Die Verwendung von Phosphorwaſſerſtoff oder von Phosphorwaſſerſtoff entwickelnden Verbin⸗ 

bungen oder Zubereitungen zur Bekämpfung pflanzlicher oder tieriſcher Schädlinge leinſchließlich der als 
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Angeziefer bezeichneten Arten) iſt verboten. Die Verwendung von phosphorhaltigen Fraßgiften zur 
Angezieferbekämpfung fällt nicht unter dieſes Verbot. 


8 2 
Das Verbot erſtreckt ſich nicht auf die wiſſenſchaftliche Forſchung in Anſtalten der Freien Stadt 
Danzig. 


83 


(1) Der Senat, Abtlg. für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik, kann auf Antrag Stellen 
oder Perſonen die widerrufliche Erlaubnis zur Anwendung der nach § 1 verbotenen Stoffe unter fol⸗ 
genden Bedingungen erteilen: 


1. Die Erlaubnis darf nur gut beleumdeten, geiſtig und körperlich geeigneten, insbeſondere zur 
ſinnlichen Wahrnehmung des Phosphorwaſſerſtoffs befähigten und mit der Anwendung der 
Stoffe vertrauten Perſonen erteilt werden. Stellen kann unter ſinngemäßer Anwendung der 
vorſtehenden Beſtimmungen die Erlaubnis erteilt werden, wenn ſie nachweiſen, daß ſie über 
das erforderliche, mit der Anwendung der Stoffe vertraute Perſonal verfügen. Anderungen 
im Perſonalbeſtand ſind der zuſtändigen Behörde anzuzeigen. 

2. Die Anwendung der Stoffe unterliegt der Überwachung der von dem Senat, Abtlg. G, be⸗ 
ſtimmten Behörde und iſt ihr jeweils 48 Stunden, bei Durchgaſung von Schiffen 24 Stunden, 
vor Beginn der Durchgaſung unter Angabe des Ortes, des Tages, der Stunde des voraus⸗ 
ſichtlichen Beginns und der Dauer der Durchgaſung ſowie des Namens des verantwortlichen 
Durchgaſungsleiters anzuzeigen. 

3. Der Durchgaſungsleiter muß für das Durchgaſungsperſonal, das durch das Gas gefährdet 
iſt, gut ſitzende Gasmasken oder ſonſtige Atemſchützer bereit halten, die einen für die Ent⸗ 
giftung der Stoffe beſonders geeigneten Einſatz haben müſſen. Die Maske oder der Atem⸗ 
ſchützer iſt im Falle jeder ſtärkeren Gasentwicklung ſowie bei allen Arbeiten anzulegen, die 
während der Durchgaſung in den Räumen ausgeführt werden. 


4. Die Gebäude, die Schiffe oder Einzelräume, in denen die Durchgaſung durchgeführt wird, 
müſſen unter Verantwortlichkeit des Durchgaſungsleiters vor Beginn der Gasentwicklung von 
Menſchen und Haustieren geräumt ſein und bis zur Freigabe gegen Zutritt Unbefugter durch 
Verſchließen der Türen und das Anbringen von Warnungstafeln, auf denen auch auf die 
Feuer⸗ und Exploſionsgefährlichkeit des Phosphorwaſſerſtoffs beſonders hinzuweiſen iſt, ge⸗ 
ſichert werden. Zur Vermeidung von Exploſionen iſt ferner jedes offene oder glimmende 
Feuer in den zu durchgaſenden Räumen zu beſeitigen. Die elektriſchen Leitungen ſind durch 
Ausſchalten des Hauptſchalters oder der Sicherungen ſtromlos zu machen. Einzelne Wohnungen 
oder Räume in bewohnten Gebäuden oder Schiffen dürfen nur durchgaſt werden, wenn ſie 
ſorgfältig abgedichtet ſind; außerdem müſſen die Räume, die an die zu durchgaſenden Räume 
unmittelbar angrenzen, entweder vor Beginn der Gasentwicklung von Menſchen und Haus- 
tieren geräumt und zur Verhütung des Aufenthaltes Unbefugter durch Warnungstafeln 
kenntlich gemacht ſowie nach Beendigung der Durchgaſung mindeſtens eine Stunde lang ge— 
lüftet werden oder, falls eine Räumung nicht möglich iſt, während der ganzen Dauer der 
Durchgaſung ſtändig gelüftet werden. Sonſtige mittelbar mit den durchgaſten Räumen in Ver⸗ 
bindung ſtehende Räume find während der erſten fünf Stunden nach Beginn der Gasentwid- 
lung zu beobachten und bei Eindringen von Phosphorwaſſerſtoff wie die unmittelbar angren⸗ 
zenden Räume zu behandeln. 


In Gebäuden, die in geſchloſſener Bauweiſe ſtehen, dürfen Durchgaſungen nur mit be- 
ſonderer Genehmigung der zuſtändigen Behörde ausgeführt werden. Bevor die Erlaubnis zur 
Durchgaſung erteilt wird, ſind die Brandmauern des Gebäudes, in denen die Durchgaſung 
durchgeführt werden ſoll, auf etwaige Gasdurchläſſigkeit durch Beſichtigung eingehend zu 
prüfen. Die Bewohner der anliegenden Gebäude ſind mindeſtens 24 Stunden vor Beginn der 
Durchgaſung ſchriftlich zu benachrichtigen. Gleichzeitig iſt jeder Haushalt in dieſen Gebäuden 
auf die Gefahren einer Phosphorwaſſerſtoffvergiftung aufmerkſam zu machen. Beim Ein⸗ 
dringen von Phosphorwaſſerſtoff in dieſe Gebäude ſind die betreffenden Räume wie die un⸗ 
mittelbar angrenzenden Räume zu behandeln. Dieſe Vorſchriften gelten ſinngemäß für die 
Durchgaſung in zuſammenliegenden, bewohnten Kähnen. 


5. Nach Beendigung der Durchgaſung ſind die der Gaseinwirkung ausgeſetzten Räume gründlich 
zu lüften. 
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6. Jeder Durchgaſungsleiter hat über die vorgenommenen Durchgaſungen unter Angabe von 
Ort und Zeit der Durchgaſung, der Art des Raumes, in dem die Durchgaſung durchgeführt 
worden iſt, Menge des verbrauchten Mittels, des Ortes und der Art der Beſeitigung aller 
verwendeten Verpackungsgefäße, der Stoffe und der Namen des Begaſungsperſonals Buch zu 
führen. 

7. Der Durchgaſungsleiter hat dafür Sorge zu tragen, daß die Behältniſſe der Stoffe und 
etwaige Rückſtände vergraben werden. 

(2) Der Senat, Abtl. G, kann weitergehende Sicherheitsmaßnahmen anordnen; in beſonderen 
Fällen kann er Erleichterungen zulaſſen. 

8 4 

(1) Die nach 8 1 verbotenen Stoffe dürfen nur in gasdicht verſchloſſenen Originalpackungen an die 
im 8 2 bezeichneten Stellen oder an ſolche Stellen oder Perſonen abgegeben worden, denen eine Erlaub⸗ 
nis zur Anwendung nach 8 8 erteilt worden iſt. 

(2) Die Stoffe dürfen nur in gasdicht verſchloſſenen Originalpackungen in verſchloſſenen, kühlen und 
trockenen, tunlichſt abſeits der Wohnung gelegenen Räumen, die nicht zum ſtändigen Aufenthalt von 
Menſchen beſtimmt ſind, gelagert werden. 

8 5 

Wer den in den §8 1, 4 getroffenen Beſtimmungen oder einer ihm auf Grund des $ 3 auf⸗ 
erlegten Bedingung zuwiderhandelt, wird nach $ 2 der Verordnung über die Schädlingsbekämpfung 
mit hochgiftigen Stoffen vom 29. Januar 1919 (R. G. Bl. S. 165) in Verbindung mit Artikel II des 
Geldſtrafengeſetzes vom 28. 9. 23 (G. Bl. S. 999) und Artikel! der Verordnung betr. die Umſtellung 
beſtehender Geſetze auf den Gulden vom 23. 10. 23 (G. Bl. S. 1101) mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 20000, — G oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 


§ 6 
Die Verordnung tritt am 1. Juli 1936 in Kraft. 


Danzig, den 8. Juni 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 4212 Greifer Dr. Kluck 
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